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Königlichen Preußiſchen Staaten. 
ee un ge a an, GI 


< Nr. 62. 


(Nr. 7523.) Allerhöchſter Erlaß vom 4. September 1869., betreffend die Verleihung der fis— 
kaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis⸗Chauſſee 
von Stralſund, im Kreiſe Franzburg des Regierungsbezirks Stralfund, 
nach Prohn. 


Mu Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von dem Kreiſe 
Franzburg im Regierungsbezirk Stralſund beſchloſſenen Bau der Chauſſee von 
Stralſund nach Prohn genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Franz⸗ 
burg zur Ausführung des Baues das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee 
erforderlichen Grundstücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauffeebau- 
Materialien, ſowie dem Neuvorpommerſchen Kommunallandtage, welcher die 
künftige Unterhaltung der Chauſſee übernommen hat, das Recht zur Entnahme 
der Chauſſee⸗Unterhaltungsmaterialien, beiden nach Maaßgabe der für die Staats⸗ 
Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will 
ch dem Neuvorpommmerſchen Kommunallandtage, gegen Uebernahme der künf⸗ 
tigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße, das Recht zur Erhebung des 
Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal 
geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden 
zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von 
Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗ 
Tarife vom 29. Februar 1840. an ehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
polizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 
Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefe- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntni zu bringen. 
Berlin, den 4. September 1869. 


Wilhelm. 
Zugleich für den Miniſter des Innern: 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter, den Miniſter für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten und den Miniſter des Innern. 


Jahrgang 1869, (Nr. 7523— 7524.) 148 (Nr. 7524.) 
Ausgegeben zu Berlin den 22, Oktober 1869. 
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(Nr. 7524.) Privilegium, wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen der 
Stadt Mühlhauſen, Regierungsbezirk Erfurt, im Betrage von 500,000 Tha- 
lern. Vom 10. September 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


ertheilen, nachdem der Magiſtrat und die Stadtverordneten⸗Verſammlung zu 
Mühlhausen i. Th. darauf angetragen haben, der Stadt Behufs Erfüllung, der 
von ihr für die Gotha-Leinefelder Eiſenbahn übernommenen Verbindlichkeiten, 
ferner zu nothwendigen Verkehrsverbeſſerungen in Folge der Herſtellung dieſer 
Eiſenbahn und zu Schulbauten, Unſere landesherrliche Genehmigung zur Auf 
nahme eines Darlehns von 500,000 Thalern, geſchrieben fünfhundert Tauſend 
Thalern, gegen Ausſtellung auf den Inhaber lautender und mit Zinskupons ver⸗ 
ſehener Obligationen zu ertheilen, und bei dieſem Antrage im Intereſſe der 
Stadtgemeinde ſowohl als der Gläubiger ſich nichts zu erinnern gefunden hat, 
in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung 
von Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten, 
durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung zur Aus⸗ 
gabe der gedachten Obligationen unter nachſtehenden Bedingungen: 


$. 1. 


Es werden ausgegeben: 


100 Obligationen a 1000 Thaler = 100,000 Thaler, 
350 5 à 50 


W 500 79000 % 
2000 5 Hi 100% 200000 
400 f 8 20000 
200 i a 25 = 5,000 


in Summa 500,000 Thaler. 


Die Verausgabung der Obligationen erfolgt im Laufe dieſes und der 
nächſten zwei Jahre in verſchiedenen Serien, deren Höhe jedesmal durch über⸗ 
einſtimmende Beſchlüſſe der ſtädtiſchen Behörden feſtgeſetzt wird; beſondere Be⸗ 
ſchlüſſe der ſtädtiſchen Behörden regeln auch bei jedesmaliger Emiſſion einer 
Serie den Zinsfuß derſelben. 

Die Zinſen werden halbjährlich am 30. Juni und 31. Dezember jeden 
Jahres von der ſtädtiſchen Kämmereikaſſe zu Mühlhauſen gegen Rückgabe der 
ausgefertigten Kupons gezahlt. 

Zur Tilgung der Schuld wird jährlich Ein Prozent von dem Kapital⸗ 
betrage der ausgegebenen Obligationen nebſt den Zinſen der eingelöſten Obliga⸗ 
tionen verwendet, es ſoll jedoch der Gemeinde vorbehalten bleiben, den Tilgungs⸗ 
fonds zu verſtärken, um die Rückzahlung der Schuld dadurch zu beſchleunigen. 

Insbeſondere ſoll, wenn die mit Hülfe dieſer Anleihe für die Stadt er⸗ 
worbenen ungarantirten Thüringer Eiſenbahn⸗Aktien Littr. B. etwa eine höhere 
Dividende, als zur Deckung der Verzinſung und Amortiſation der Anleihe und 
Vergütung etwaiger Dividendeausfälle erforderlich iſt, gewähren, der Ueberſchuß 
gleichfalls zur Amortiſation der Schuld verwendet werden. 8 

en 
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Den Obligationsinhabern ſteht kein Kündigungsrecht gegen die Stadtge⸗ 
meinde zu. Der in Gültigkeit befindliche Amortiſationsplan kann von den Obli⸗ 
| gationsinhabern während der Dienftftunden in dem Stadtſekretariate eingeſehen 
werden. 


ö | $. 2. 
| Die die Ausſtellung, Verzinſung und Amortiſation betreffenden Geſchäfte 


werden vom Magiſtrate geleitet, der für die Befolgung der Beſtimmungen des 
gegenwärtigen Privilegiums verantwortlich iſt. 


Die Obligationen werden unter fortlaufenden Nummern ausgeſtellt, vom 
Magiſtrat unterzeichnet, und in ein Stadtſchuldenbuch eingetragen, denſelben iſt 
ein Abdruck dieſes Privilegiums beizufügen. 


§. 4. 
Jeder Obligation werden für die nächſten fünf Jahre zehn Zinsſcheine und 
ein Talon nach dem beigefügten Schema beigegeben. 
Mit Ablauf dieſer und jeder folgenden Periode werden durch die ſtädtiſche 
Kämmereikaſſe nach vorheriger öffentlicher Bekanntmachung zehn neue Zinskupons 
und Talons gegen Rückgabe der zuletzt ausgegebenen Talons an die Inhaber 
der letzteren, oder, falls dieſe Talons abhanden gekommen ſind, an diejenigen In⸗ 
haber der Obligationen, welche dieſelben vor Aushändigung der neuen Talons 
vorgezeigt haben, ausgereicht und es wird „daß dies geſchehen, auf den Obli⸗ 
gationen vermerkt. ö 
H. 5. 


Von dem Verfalltage ab wird gegen die Auslieferung der Zinskupons 
der Betrag derſelben an den Inhaber durch die Kämmereikaſſe gezahlt, auch 
werden die fälligen Kupons bei allen Zahlungen an dieſe Kaſſe in Zahlung an⸗ 
genommen. 

$. 6. 


Die Rückzahlung der ganzen Schuld geſchieht in Gemäßheit der feſtgeſtell⸗ 
ten Tilgungspläne und beginnt mit dem 1. Januar 1871. 

a Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt; die Auslooſung erfolgt im Monat Juli jeden Jahres und 
beginnt für jede Serie im Juli des auf die Emiſſion folgenden Jahres. 

Der Stadtgemeinde wird jedoch das Recht vorbehalten, die zu tilgenden Obli- 
gationen anſtatt der Auslooſung aus freier Hand zu erwerben, ſowie den Tilgungs- 
fonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken. 


Ni le 
Die ausgelooſten oder durch Ankauf zur Tilgung kommenden Schuld. 
verſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und Bee 
(Nr. 7524.) | 148* träge, 
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träge, fowie des Termins, an welchem die Rückzahlung erfolgen ſoll, öffentlich 
bekannt gemacht. 

Dieſe Bekanntmachung erfolgt zweimal vor dem Zahlungstermine, nämlich 
in den vorangehenden Monaten Auguſt und Dezember, im Preußiſchen Staats- 
anzeiger, im öffentlichen Anzeiger des Amtsblattes der Regierung zu Erfurt und 
in dem Mühlhauſer Anzeiger. Sollte eines dieſer Blätter eingehen, ſo wird von 
dem Magiſtrate mit Genehmigung der Regierung ein anderes ſubſtituirt. 


$. 8. 

Die Auszahlung des Kapitals erfolgt gegen bloße Rückgabe der Schuld⸗ 
verſchreibung bei der Kämmereikaſſe zu Mühlhauſen in der nach dem Eintritt 
des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag am Kapitale abgezogen. 


$. 9. 


Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in welchem ſie fällig geworden, nicht erhobenen Zinſen 
verjähren zu Gunſten der Stadtgemeinde. i 


$. 10. 


Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld- 
verſchreibungen erfolgt nach den auf die Staatsſchuldſcheine Bezug habenden 
Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Aufgebots und 
der Amortiſation verlorener oder vernichteter Staatspapiere, SS. 1. bis 12., mit 
nachſtehenden näheren Maaßgaben: 


a) die im $. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß dem Ma⸗ 
giſtrate zu Mühlhauſen gemacht werden, welchem alle diejenigen Geſchäfte 
und Befugniſſe zuſtehen, welche nach der angeführten Verordnung dem 


Schatzminiſterium zukommen; gegen die Verfügungen des Magiſtrates 


findet Rekurs an die Regierung zu Erfurt ſtatt, 


b) das im F. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Kreisgerichte zu Mühl⸗ 
haufen; | 
c) die in den SS. 6. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen gez 


ſchehen durch diejenigen Blätter, durch welche die ausgelooſten Obli 
gationen bekannt gemacht werden; i 


d) an die Stelle der im $. 7. erwähnten ſechs Zinszahlungstermine treten 
vier und an die Stelle des im §. 8. erwähnten achten Zahlungstermins 
tritt der fünfte. | i 

Salle 


1 


n 


$. 11. 


Zinskupons können weder aufgeboten noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 


Verjährungsfriſt bei dem Magiſtrate anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der 


Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaubwürdiger 
Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten 
und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt werden. 


$. 12. 


Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet die 
Stadtgemeinde Mühlhauſen mit ihrem geſammten Vermögen und ihren ſämmt⸗ 
lichen Einkünften. 

Zu Urkund dieſes und zur Sicherheit der Gläubiger haben Wir das gegen⸗ 
wärtige, durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringende 
landesherrliche Privilegium Allerhöchſteigenhändig vollzogen und unter Unſerm 
Königlichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhahern der 
Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung von Seiten 
des Staates zu bewilligen oder Rechten Dritter zu präjudiziren. 


Gegeben Panſin bei Stargard, den 10. September 1869. 
(I. S.) Wilhelm. 


Zugleich für den Miniſter des Innern: a 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


(Nr. 7524.) i Pro⸗ 
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provinz Sachſen, Regierungsbezirk Erfurt. 


Muͤhlhauſener Stadt⸗Obligation 


Serie Pitt . 
(Stadtſtempel.) 
über 
e Thaler Preußiſeh Kurant. 
Auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums vom en 18 
(Geſetz-Samml. von 1869. S. . .) bekennen wir hiermit, daß der Inhaber 
dieſer Obligation die Summe von Thalern Kurant, deren Empfang als 


Darlehn wir Namens der Kommune beſcheinigen, von der Stadtgemeinde 
Mühlhauſen i. Th. zu fordern hat. 

Die auf ... Prozent jährlich feſtgeſetzten Zinſen find in halbjährlichen 
Terminen am 30. Juni und 31. Dezember jeden Jahres fällig, werden aber 
nur gegen Rückgabe der ausgegebenen Zinskupons gezahlt. 

Die näheren Bedingungen find in dem umſtehend abgedruckten Allerhöchſten 
Privilegium enthalten. 


Mühlhauſen i Th, de n 18 
(Trockenſtempel.) 
Eingetragen Stadtſchuldenbuch Fol. ..... Mae Der Magiſtrat. 
Der Kämmereikaſſen⸗Rendant. (Unterſchriften.) 


Pro⸗ 


* 
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provinz Sachſen, Regierungsbezirk Erfurt. 


Seit . Thaler 
Zins⸗Kupon 
zur 
Obligation der Stadt Muͤhlhauſen i. Th. 
Aber Thaler, Serie .. Liit: : . 

Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Rückgabe am 
FV die Zinſen der vorbenannten Stadt-Obligation für das Halb⸗ 
TÄHE dom CFT Mil Thalern bei der Stadt⸗ 


kaſſe zu Mühlhauſen. 
MADALAT t Ip , 2 
(Trockenſtempel.) Der Magiſtrat. 
(Unterſchriften.) 


Dieſer Zinskupon wird ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in welchem er fällig 
geworden, erhoben wird. 


Provins Sachſen, Regierungsbezirk Erfurt. 


Salon 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Obli⸗ 
gation der Stadt Mühlhauſen i. Th. 


Se Eiltrsi ASE über Thaler 
Die .. + Serie Zinskupons für die fünf Jahre vom en 18. . bis 
aus a a 18.., fofern nicht Seitens des legitimirten Inhabers der 
Obligation vorher Widerſpruch dagegen eingegangen iſt. 
Mühlhauſen : h, den is 
(Trockenſtempel.) Der Magiſtrat. 
(Unterſchriften.) 
(Nr. 7524-7525.) (Nr. 7525.) 
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(Ir, 7525.) Allerhöchſter Erlaß vom 20. September 1869., betreffend die Genehmigung des 
Statutnachtrages der Ritterſchaftlichen Privatbank in Pommern vom 
5. Auguſt 1869, wegen Verlängerung des Privilegiums zur Ausgabe von 
Noten bis zum 1. Januar 1880. j 


Ai Ihren Bericht vom 16. September d. J. will Ich der Ritterſchaftlichen 
Privatbank in Pommern die Ermächtigung zur Ausſtellung von Noten unter 
den in dem Statut vom 24. Auguſt 1849. (Geſetz⸗Samml. 1849. S. 359.), dem 
Statutnachtrage vom 20. Juli 1860. (Gefeß-Samml. 1860. S. 399.) und dem 
von dem hierzu bevollmächtigten Kuratorium der Bank unter dem 5. Auguſt 
d. I. aufgeſtellten ferneren Statutnachtrage enthaltenen Bedingungen auf Grund 
des Geſetzes vom 17. Juni 1833. (Geſetz-Samml. 1833. S. 78.) auf weitere 
zehn Jahre, bis zum 1. Januar 1880. ertheilen und den hierbei zurückfolgenden 
Statutnachtag vom 5. Auguſt d. J. hierdurch genehmigen. 

Der letztere ijt mit dieſem Meinem Erlaſſe durch die Gefek- Sammlung 
zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. | 


Berlin, den 20. September 1869. 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


An den Finanzminiſter, den Miniſter für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten und den Juſtizminiſter. 


Nachtrag 
5 ju den | 
Statuten für die Ritterſchaftliche Privatbank in Pommern 
vom 24. Auguſt 1840. | 


Zu h. 29. 1 

In Stelle des F. 29. der Statuten vom 24. Auguſt 1849. und des 4 
Nachtragsſtatuts vom 20. Juli 1860. treten folgende Beſtimmungen: E 
Das Recht der Bank zur Ausgabe von unverzinslichen Da 

noten 


EN 


noten bis zum Betrage von Einer Million Thaler wird auf einen wei⸗ 
teren Zeitraum von zehn Jahren, welcher mit dem 1. Januar 1870. 
beginnt, verlängert. Sollte während dieſes Zeitraums das Notenprivile⸗ 
gium der Preußiſchen Bank, wie daſſelbe gegenwärtig auf Grund der 
Bankordnung vom 5. Oktober 1846. und des Geſetzes vom 7. Mai 1856. 
beſteht, aufgehoben oder modifizirt werden, fo erliſcht das Recht der Ritter⸗ 
ſchaftlichen Privatbank zur Notenausgabe ſechs Monate nach Publikation 
des betreffenden Geſetzes ohne Anſpruch der Bankgeſellſchaft auf Ent⸗ 
ſchädigung. A 
Zu F. 39. 


In Stelle des $. 39. der Statuten vom 24. Auguſt 1849. treten folgende 
Beſtimmungen: 


Wenn die Konzeſſion, Noten zu emittiren, dem $S. 29. zufolge, 

wegen Aufhebung oder Modiftzirung des Notenprivilegiums der Preußi⸗ 
ſchen Bank oder wegen Ablaufs des daſelbſt beſtimmten Zeitraums er⸗ 
liſcht, fo müſſen ſämmtliche Noten der Ritterſchaftlichen Privatbank inner⸗ 
halb Jahresfriſt eingelöſt werden. Daſſelbe gilt, wenn die Bankgeſell⸗ 
ſchaft beſchließt, ſich aufzulöſen. 

Stettin, den 5. Auguſt 1869. 


Kuratorium der Ritterſchaftlichen Privatbank in Pommern. 


(L. S.) Fretzdorff. Neyden. A. v. Hagen. 
Kisker. Kolbe-Pritzlow. 


Die Aechtheit der vorſtehenden Unterſchriften wird auf Grund unſerer 
Statuten vom 24. Auguſt 1849. — F. 41. — von uns hierdurch beglaubigt. 


Stettin, den 5. Auguſt 1869. 


Direktorium der Ritterſchaftlichen Privatbank in Pommern. 
(L. S.) 


Hinderſin. Pabſt. 


Jahrgang 1869. (Nr. 7525— 7526.) 2149 (Nr. 7526.) 
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(Nr. 7526.) Allerhöchſter Erlaß vom 20. September 1869., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte an den Kreis Lübbecke, Regierungsbezirk Minden, 
für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis-Chauffee von Fieſtel über 
Frotheim bis zur Grenze des Kreiſes Minden in der Richtung auf Hille.“ 


Naben Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Kreis⸗ 
Chauſſee im Kreiſe Lübbecke, Regierungsbezirk Minden, von Fieſtel über Frotheim 
bis zur Grenze des Kreiſes Minden in der Richtung auf Hille genehmigt habe, 
verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Lübbecke das Expropriationsrecht für die zu 
dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme 
der Chauffeebau und Unterhaltungs- Materialien, nach Maaßgabe der für die 
Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich 
will Ich dem genannten Kreiſe gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen 
Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den 
Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗ 
Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Be⸗ 
freiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, 
wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, 
hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 
1840, angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die 
gedachte Straße zur Anwendung kommen. | 

Diäer gegenwärtige Erlaß it durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 20. September 1869. 


Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 7527.) 
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(Nr. 7527.) Allerhöchſter Erlaß vom 20. September 1869., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte an den Kreis Strehlen, Regierungsbezirk Breslau, 
für den chauſſeemäßigen Ausbau und die Unterhaltung der Strehlene 
Nimptſcher Landſtraße im Kreiſe Strehlen von der Kreisgrenze bei Kar- 
ſchau bis zur Einmündung in die Reichenbach-Strehlener Chauſſee in 
Niklasdorf. 


$ : 
PE eer Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von dem Kreiſe 
Strehlen, im Regierungsbezirk Breslau, beabſichtigten chauſſeemäßigen Ausbau 
der Strehlen⸗Nimptſcher Landſtraße im Kreiſe Strehlen von der Kreisgrenze bei 
Karſchau bis zur Einmündung in die Reichenbach⸗Strehlener Chauſſee in Niklas⸗ 
dorf genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Strehlen das Expropria⸗ 
tionsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das 
Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaß⸗ 
gabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe 
Straße. Zugleich will Ich dem genannten Kreiſe gegen Uebernahme der künftigen 
chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſee⸗ 
geldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden 
Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen 
über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen 
Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen 
angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. < 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Gefeg- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. | 


Berlin, den 20. September 1869. 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 
Berlin, gebruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 
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